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Hierüber hat - ebenso wie über die sonst noch behaupteten
Rechtswidrigkeiten - nicht der Verfassungsgerichtshof sondern der
Verwaltungsgerichtshof zu entscheiden.

IV. Die Besehwerdeführerin behauptet schließlich noch, daß durch
den angefochtenen Bescheid in die Freiheit der Erwerbsbetätigung
eingegriffen worden sei.

Das durch Art. 6 StGG. verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht
der freien Erwerbsbetätigung kann jedoch nur verletzt werden, wenn
durch die Behörde der Antritt oder die Ausübung einer bestimmten
Erwerbsbetätigung ohne gesetzliche Grundlage untersagt wird (Erk.
Slg. NI'. 3404/1958 u. a.}. Eine solche Untersagung liegt jedoch
hier nicht vor, denn Objekt des Verfahrens war entsprechend
dem Ablauf des Verwaltungsgeschehens nicht die Erwerbsbetätigung
der Beschwerdeführerin sondern die Frage der Anwendbarkeit
der gesetzlichen Bausperre. Art. 6 StGG. gewährt jedoch keinen
Schutz gegen Amtshandlungen, die die Erwerbsbetätigung nicht uno
mittelbar treffen, deren Objekt also ein davon verschiedenes ist,
mögen auch ihre Nebenwirkungen mittelbar die Erwerbsbetätigung
hindern. Der Verfassungsgerichtshof bleibt damit bei seinem im
Erk. Slg. NI'. 3404/1958 zum Ausdruck gebrachten St;andpunkt,
daß das Recht auf Freiheit der Erwerbsbetätigung durch einen Ver-
waltungsakt nicht verletzt wird, der lediglich die faktische Möglich-
keit betrifft, es zu realisieren. Die Beschwerdefiihrerin ist demnach
in diesem Recht nicht verletzt worden.

V. Da im Verfahren auch sonst die Verletzung eines verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Rechtes nicht hervorgekcmmen ist, war
die Beschwerde abzuweif'':'TI.

5306
Finanzausgleichsgesetz 1959, BGBl. Nr. 97; Aufhebung des § 5
Abs. 4 wegen Verletzung des Gleichheitsgebotes. Es gibt keinen
Umstand, aus dem sich ableiten ließe, daß - bei gleichem Ausfall
an Gewerbesteuer - nur jene Gemeinden für einen Beitrag in
Betracht kommen, auf deren Gebiet sich eine unter § 5 Abs. 4
FAG. 1959 fallende Einrichtung der ÖBB befindet. Durch die im
§ 5 Abs. 4 leg. eil. verwendeten Begriffe "Bundesbahnhauptwerk-
stätten, Bundesbahnbetriebswerkstätten der Zugförderungsleitun·
gen und deren Nebenstellen usw." ist der Gesetzesinhalt nicht
dem Art. 18 Abs. 1 B-VG. entsprechend ausreichend umschrieben
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§ 5 Abs. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 1959 - FAG. 1959, BGBl.

Nr. 97/1959, wird als verfassungswidrig aufgehoben.
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Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1966 in Kraft.
Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft.
Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung

im Bundesgesetzblatt verpflichtet.

Entscheidungsgründe :

A. 1. Mit einer gestützt auf Art. 137 B-VG. erhobenen Klage
begehrt die Gemeinde U., der Verfassungsgerichtshof möge erkennen,
der Bund sei schuldig, der Gemeinde den "Finanzausgleich aus der
Lohnsummensteuer der Betriebe Seilschwebebahn E.-W., Kraft-
werk E., Kraftwerk S., Kraftwerk U., Bauleitung der S.-Kraftwerke,
Stützpunkt U. des Kraftwagendienstes der ÖBB, Betriebsabteilung
der S.-Kraftwerke, Fernmeldedienst der ÖBB in U. und Bahnhof U.,
für die Zeit von 1959 bis 1963 von zusammen 870.000 S binnen 14 Tagen
bei Zwangsfolge durch überweisung zu bezahlen und die Verfahrens-
kosten zu ersetzen".

Die klagende Partei behauptet, es handle sich bei den genannten
Betrieben um Einrichtungen der ÖBB, die unter die Regelung des § 5
Abs. 4 Finanzausgleichsgesetz 1959 fallen. Die beklagte Partei ver-
neint dagegen, daß sich auf dem Gebiete der klagenden Partei der
Standort von Betrieben der ÖBB im Sinne des § 5 Abs. 4 FAG. 1959
in der Fassung der Novelle 1964 befindet.

2. Die im gegebenen Zusammenhang nicht teilbare Regelung des
§ 5 Abs. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 1959 ist als Ganzes im Sinne
des Art. 140 B-VG. Voraussetzung der Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofes über die Klage.

3. Im Zuge des Klageverfahrens sind verfassungsrechtliche Be-
denken gegen die präjudizielle Gesetzesstolle entstanden. Der Ver-
fassungsgerichtshof hat daher gemäß Art. 140 B·VG. von Amts
wegen das Verfahren zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des § 5
Abs. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 1959 - FAG. 1959, BGBL NI'. 97/
1959, eingeleitet und das Verfahren über die Klage gemäß § 32 der
Geschäftsordnung des Verfassungsgerichtshofes bis nach Fällung der
Entscheidung im Gesetzesprüfungsverfahren unterbrochen.

E. 1. Die zitierte Gesetzesstelle kann allerdings nur dann Gegen-
stand eines Verfahrens gemäß Art. 140 B-VG. sein, wenn sie noch
besteht.

Hierüber hat der Verfassungsgerichtshof erwogen:
Art. I des FAG. 1959, BGBL NI'. 97 (in den nachstehenden Aus-

führungen kurz bezeichnet: Art. I 1959), zu dem auch die hier prä.
judizielle Regelung des § 5 Abs. 4 gehört, hätte gemäß Art. VI Abs. 1
leg. cit. am 31. Dezember 1963 seine Gültigkeit verloren, wenn er
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nicht durch Art. I der Finanzausgleichsnovelle 1964, BGRl. NI'. 263/
1963 (in den nachstehenden Ausführungen kur~ bezeichnet: Art. I 1964)
ausdrücklich "verlängert" worden wäre; gemäß Z. 13 des Art. I 1964
ist Art. VI Abs. 11959 dahingehend abgeändert worden, daß Art. I 1959
mit 31. Dezember 1964 seine Gültigkeit verliert. Art. I 1964 trat gemäß
Art. IV 1964 am 1. Jänner 1964 in Kra,ft; im genannten Art. IV
heißt es außerdem, daß der Art. I 1964 mit Ablauf des 31. Dezember
1964 seine Wirksamkeit verliert. Die hier in Rede stehende Regelung
des § 5 Ab5. 4 1959 hat also jedenfalls bis zum Ablauf des 31. Dezember
1964 unverändert und uneingeschränkt weiterbestanden.

§ 1 der Finanzausgleichsnovelle 1965, BGBL NI'. 133 (verlautbart
in dem am 9. Juni 1965 ausgegebenen 44. Stück des Bundesgesetz-
blattes), lautet:

"Art. I des Finanzausgleichsgesetzes 1959, BGBL NI'. 97, in der
Fassung des Artikels I der Finanzausgleichsnovelle 1964, BGBL
NI'. 263/1963, wird rückwirkend auf den 1. Jänner 1965 mit der Maß-
gabe in Kraft gesetzt, daß jeweils an die Stelle der Jahreszahl ,1964'
die Jahreszahl ,1965' tritt."

Diese Regelung ist - wie der Bundesgesetzgeber später durch § 1
Z. 2 der Finanzausgleichsnovelle 1966, BGBl.Nr. 337/1965, bestätigte-
dahingehend zu verstehen, daß im Art. VI 1959 in der Fassung der
Z. 13 des Art. I 1964 an die Stelle des 31. Dezember 1964 der 31. De-
zember 1965 tritt; im Text des Art. I 1959 in der Fassung des Art. Il964
kommt nämlich die Jahreszahl 1964 gar nicht vor. Danach ist au,ch
der Einleitungssatz des Art. I 1964 rückwirkend mit 1. Jänner 1965
wieder in Kraft gesetzt worden, so daß der Art. I 1959 in der durch
Art. I 1964 b3stimmten Fassung gemäß Z. 13 des Art. I 1964 auf Grund
deI'>Art. I der Finanzausgleichsnovelle 1965 bis zum 31. Dezember 1965
"verlängert" wird, also weiterbestand. Diese Auslegung entspricht
auch der Absicht des Gesetzgebers; in der Regierungsvorlage zur
Finanzausgleichsnovelle 1965 (706 der Beilagen zu den Stenographi-
schen Protokollen des Nationalrates X. GP.) heißt es nämlich, daß
durch diese Finanzausgleichsnovelle eine "Verlängerung der zurzeit
bestehenden Regelung um ein weiteres Jahr" bewirkt werde, im dies-
bezüglichen Bericht des Finanz- und Budgetausschusses (718 der
zitierten Beilagen) heißt es, es werde "die geltende Regelung um ein
weiteres Jahr vmlängert". Auch die Bezeichnung des Gesetzes vom
26. Mai 1965, BGBL Nt. 133, als "Finanzausgleichsnovelle 1965"
spricht dafür, daß durch dieses Gesetz das bestehende FAG. 1959 nur
verändert worden ist, sodaß nicht etwa für die Zeit vom 1. Jänner 1965
an ein neues Gesetz (wenn auch mit dem Inhalt des früheren) geschaffen
worden ist und das FAG. 1959 von diesem Zeitpunkt an nicht mehr
gegolten hätte.
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Gemäß § 1 Z. 2 des Bundesgesetzes vom 17. November 1965,
BGBL NI'. 337, mit dem die Wirksamkeit des Finanzausgleichs-
gesetzes 1959, BGBL NI'. 97, auf das Haushaltsjahr 1966 erstreckt
wird (Finanzausgleichsnovelle 1966), tritt im Abs. 1 des Art. VI
des FAG. 1959 in der Fassung der FAG.-Novelle 1965 an die Stelle
des ,,31. Dezember 1965" der ,,31. Dezember 1966". Die FAG.-
Novelle 1966 trat am 1. Jänner 1966 in Kraft.

Demnach gehört die Regelung des § 5 Abs. 4 FAG. 1959 seit
1. Jänner 1959 unverändert und ununterbrochen - also in der für die
Beurteilung des Klagebegehrens maßgeblichen Fassung - dem
Rechtsbestand an. Sie kann somit Gegenstand eines Verfahrens gemäß
Art. 140 B-VG. sein.

2. Das Verfahren ist daher - die Präjudizialität ist gegeben -
zulässig.

O. 1. Wie die nachstehenden Ausführungen zeigen, widerspricht
die in Prüfung 'stehende Gesetzesstelle dem Gleichheitsgebot der
Verfassung:

Die Österreichische Bundesbahnen sind von der Gewerbesteuer
befreit (§ 2Gewerbesteuergesetz 1953). Es ist daher sachgerecht und wider-
spricht nicht dem Gleichheitsgebot, wenn jene Gemeinden, auf deren
Gebiet sich F.inrichtungen der Bundesbahnen mit einer beträchtlichen
Anzahl von Bediensteten befindim und die daher eines Ausgleiches
für den Ausfall bedürfen, der sie durch die Freistellung der ÖBB von
der Gewerbesteuer trifft, Beiträge des Bundes zum Ausgleich dieses
Ausfalles erhalten.

Nach § 5 Abs. 4 FAG. 1959 erhalten aber nicht alle Gemeinden,
die eines solchen Ausgleiches bedürfen, Beiträge, sondern nur jene,
auf deren Gebiet sich Bundesbahnhauptwerkstätten, Bundesbahn-
betriebswerkstätten der Zugförderungsleitungen und deren Neben-
stellen sowie der Bundesbahnkraftwagenbetriebsleitungen und deren
Nebenstellen befinden; nicht erhalten jene Gemeinden solche Beiträge,
auf deren Gebiet sich andere Einrichtungen der Bundesbahnen befin-
den; auch wenn sie einen gleichen Ausfall an Gewerbesteuer hervor-
rufen. Diese Gemeinden werden also im Vergleich zu jenen schlechter
gestellt; jene werden somit bevorzugt.

Diese Differenzierung würde nur dann nicht dem Gleichheitsgebot
widersprechen, wenn sie aus entsprechenden Unterschieden im Tat-
sächlichen ableitbar, also sachlich begründbar wäre (vgl. die ständige
Rechtsprechung; z. B. Erk. B 289/63 vom 13. März 1964, Slg. NI'. 4090/
1961). Dies ist nicht der Fall. Es gibt keinen Umstand, aus dem sich
ableiten ließe, daß - bei gleichem Ausfall an Gewerbesteuer - nur
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jene Gemeinden für einen Beitra.g in Betracht kommen, auf deren
Gebiet sich eine unter § 5 Abs. 4 FAG. 1959 fallende Einrichtung der
ÖBB befindet.

2. Schließlich ist die in Prüfung stehende Regelung auch noch
deswegen verfassungswidrig, weil durch die darin verwendeten
Begriffe "Bundesbahnhau ptwer kstä tten, Bundes bahn betriebswer k-
stätten der Zugförderungsleitungen und deren Nebenstellen usw."
der Gesetzesinhalt nicht dem Art. 18 Abs. 1 B-VG. entsprechend aus-
reichend umschrieben wird. Es bestehen für diese Begriffe keine
objektiven Abgrenzungen. Welche Betriebe im einzelnen unter die
Begriffe fallen, bestimmt a.usschließlich die Generaldirektion der
Österreichischen Bundesbahnen (vgl. den zweiten Satz des in Prüfung
stehenden Abs. 4), die da.bei an keine gesetzlichen Vorschriften ge-
bunden ist. Dies widerspricht dem in Art. 18 B-VG. verankerten
Rechtsstaatsprinzip.

D. Die Gesetzesstelle war daher als verfassungswidrig aufzu-
heben. Bei diesem Ergebnis war es nicht erforderlich, auch noch auf
die in dem das Gesetzesprüfungsverfahren einleitenden Beschluß
geäußerten Bedenken in Hinblick auf § 12 Abs. 1 F-VG. einzugehen.

5307
Wiener Funktionsgebührengesetz, LGBl. Nr. 16/1965; keine Auf-
hebung der Worte ,,2 bis" im § 11 Abs. 2; es ist nicht unsachlich,
wenn dem Bezirksvorsteher ein Amtseinkommen zur Bestreitung
seines dem Amte angemessenen Lebensunterhaltes gewährt wird,
soweit nicht etwa ein noch weiterlaufendes Erwerbseinkommen

für den angemessenen Unterhalt ausreicht
Erk. v. 29. Juni 1966, G 4/66

Die Stelle ,,2 bis" im § 11 Abs. 2 des Gesetzes vom 28. Mai 1965, LGBl.
für Wien Nr. 16, betreffend die Gebühren der gewählten Funktionäre des
Landes (der Stadt) Wien, wird nicht als verfassungswidrig aufgehoben.

Entscheidungsgründe :
A.I. Mit einer beim Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 137

B-VG. gegen das Land Wien erhobenen Klage wird die Auszahlung
des Betrages begehrt, um den das Amtseinkommen des Klägers, das
ihm als Bezirksvorsteher gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes vom 28. Mai
1965, LGBl. für Wien Nr. 16, betreffend die Gebühren der gewählten
Funktionäre des Landes (der Stadt) Wien - in den nachstehenden Aus-
führungen kurz bezeichnet "FunktGebGes." - zustehe, gemäß § 11


